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Der Bundesminister für Verkehr 
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Bonn, den 9. November 1960 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Auslauffristen für Straßenfahrzeuge 

Bezug; Kleine Anfrage der Abgeordneten Müller-Hermann, 
Höcherl, Vehar, Enk und Genossen 
— Drucksache 2162 — 


Die Kleine Anfrage wird wie folgt beantwortet: 


Frage 1 

Ist sich die Bundesregierung bewußt, daß durch eine Beibe- 
haltung der kürzeren Auslauffristen, die die Verordnung zur 
Änderung der StVZO vorsieht, die deutschen Kraflverkehrs- 
unternehmen gegenüber den in die Bundesrepublik einfahren- 
den ausländischen Kraftverkehrsunternehmen diskriminiert 
und wirtschaftlich benachteiligt werden würden? 

Frage 2 

Ist die Bundesregierung daher bereit, entsprechend ihrer er- 
klärten Auffassung für eine Gleichbehandlung der deutschen 
Straßenfahrzeuge im nationalen und internationalen Verkehr 
Sorge zu tragen? 


Anwort zu Fragen 1 und 2 

Für das Inkrafttreten der Neuordnung der Abmessungen und 
Gewichte für Straßenfahrzeuge vom 7. Juli 1960 sind im 
wesentlichen die Termine vom 1. April 1961 und 1. April 
1963 festgelegt worden. So wird z. B. ab 1. April 1961 die 
Lastzuglänge auf 18 m und das Gesamtgewicht von Zügen 
auf 32 t begrenzt. Ab 1. April 1963 tritt eine weitere Ver- 
kürzung der Zuglänge auf 16,5 m in Kraft. 

Die' übergangsfristen entsprechen dem Besdiluß des Aus- 
schusses für Verkehr, Post- und Fernmeldewesen des Deutschen 
Bundestages in seiner Sitzung am 17. März 1960, Sie sind so 
gewählt, daß unter Berücksichtigung der für die Verkehrs- 
sicherheit und für den Verkehrsfluß wichtigen Gesichtspunkte 
Härten für die Fahrzeughalter nach Möglichkeit vermieden 
werden. 


Drude: Budidnidierei Peter Meier. Buisdorf/Siegburg 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 

Bad Godesberg. Goethestraße 54. Telefon 6 35 51 
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Die Verkehrsminister der europäischen Länder haben sich am 
5. Oktober 1960 in Den Haag mit überwiegender Mehrheit 
dahin geeinigt, daß die von . ihnen empfohlenen technischen 
Grenzwerte für den grenzüberschreitenden Verkehr am 1. Ja- 
nuar 1966 in Kraft treten sollen. Der Bundesminister für 
Verkehr hat dieser Terminfestlegung zugestimmt unter Be- 
rücksidrtigung der Tatsache, daß bei den weitgehend ver- 
schiedenen nationalen Regelungen der einzelnen Länder ein 
früherer Termin nicht zu erreichen war und daß die Resolu- 
tion der Konferenz in ihrem Inhalt dem seit Jahren ange- 
strebten Ziel einer internationalen Vereinbarung über den 
grenzüberschreitenden Verkehr entspricht. Da die in der 
Haager Resolution festgeiegten Werte in allen wesentlichen 
Punkten denen der deutschen Neuordnung vom 7. Juli 1960 
entsprechen, ist vom 1. Januar 1966 ab der Auffassung Rech- 
nung getragen, daß in der Bundesrepublik angesichts ihrer 
besonderen Lage als Transitland Westeuropas bezüglich der 
technischen Grenzwerte der Fahrzeuge zwischen dem inter- 
nationalen und nationalen Verkehr nicht mehr unterschieden 
werden kann. 

Um die deutschen Fahrzeughalter, soweit sie grenzüberschrei- 
tenden Verkehr betreiben (das sind rd. 5 v. H. des deutschen 
Straßengüterfernverkehrs), während der in der Haager Reso- 
lution festgelegten Übergangszeit gegenüber den in die 
Bundesrepubl ik einfahrenden ausländischen Fahrzeughaltern 
vor einer Benachteiligung zu sdiützen, wird die Bundesregierung 
durch den Erlaß einer Rechtsverordnung, die der Zustimmung 
des Bundesrates bedarf, für eine Gleichbehandlung der deut- 
schen Fahrzeuge im grenzüberschreitenden Verkehr bis zum 
31. Dezember 1965 Sorge tragen. Dadurch bietet sich für die 
Anhänger, die wegen der Herabsetzung der Grenzwerte aus 
dem Binnenverkehr ausscheiden müssen, noch eine Möglich- 
keit der Weiterbenutzung. Eine wettbewerblidie Benachteili- 
gung der deutschen Straßenfahrzeuge im nationalen Verkehr 
durch Auswirkungen der Haager Resolution tritt nicht ein. 


Frage 3 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß eine Umstel- 
lung auf die neuen Abmessungen in dem bisher vorge- 
sehenen kurzen Zeitraum von der Produktionsseite nicht 
bewältigt werden und eine auf einen längeren Zeitraum 
verteilte Umstellung zugleich zur Dämpfung der Konjunktur 
beitragen kann? 


Antwort zu Frage 3 

Hinsichtlich des Termins vom 1. April 1963 (Verkürzung der 
Zuglänge auf 16,5 m) sind bei einer Umstellungszeit von 
2'V4 Jahren keine technischen Schwierigkeiten zu befürchten. 
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Der Termin vom 1. April 1961 bedeutet im wesentlichen nur, 
daß bis dahin rd. 8000 dreiachsige Anhänger durch kürzere 
und leichtere zweiachsige Anhänger ersetzt werden müssen. 
Auch dies dürfte keine nennenswerten technischen Schwierig- 
keiten entstehen lassen. Die dem Verband der Automobil- 
industrie angehörenden Hersteller von Anhängern haben im 
Jahre 1959 9505 mehrachsige, überwiegend zweiachsige An- 
hänger mit einem Produktionswert von 135 355 000 DM her- 
gestellt. Dazu kommen mindestens 3000 im Jahre 1959 vom 
Sdi niiedehandwerk hergestellte Anhänger. Hieraus kann 
entnommen werden, daß die Produktion den benötigten Um- 
stellungsbedarf im wesentlichen bewältigen kann. 

Soweit einzelne Fahrzeughalter trotz rechtzeitiger Bestellung 
eine Umstellung nicht zeitgerecht durchführen können und 
dadurch in eine betriebliche Notlage geraten, wird im Einzel- 
fall auf Antrag die Weiterverwendung der längeren Anhänger 
bis zum Zeitpunkt ihres Ersatzes gestattet werden. 

Es ist nicht zu befürchten, daß die jetzige kurzzeitig gestei- 
gerte Nachfrage die Anhängerfabriken zu besonderen In- 
vestitionen veranlassen wird. Im übrigen ist der Produktions- 
wert der neu zu beschaffenden Anhänger gegenüber dem 
Gesamtproduktionswert der Kraftfahrzeugindustrie (mehr als 
15 Milliarden DM im Jahre 1959) so verschwindend klein, 
daß ein Hinausschieben der Umstellungstermine keine Dämpfung 
der Konjunktur bedeuten kann. 


Seebohm 



